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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow

vom 20. Juli 2001

Über eine Veräußerung von Teilen des Geländes der Pionierkaserne
ist zum jetzigen Zeitpunkt keine Aussage möglich. Diese Frage steht
in Abhängigkeit zu den Belangen und Bedürfnissen der Pionierschule
und Fachschule des Heeres für Bautechnik, die derzeit in der Feinaus-
planung erstellt und frühestens in einigen Wochen abgeschlossen sein
wird.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit

58. Abgeordnete
Dr. Sabine

Bergmann-Pohl

(CDU/CSU)

Hält die Bundesregierung die in § 8 Abs. 1 des
Transplantationsgesetzes (TPG) gewählte For-
mulierung zur Zulässigkeit der Übertragung
von Organen bei Lebenden für ausreichend,
um eine so genannte Über-Kreuz-Spende zwi-
schen miteinander und untereinander verbun-
denen Paaren zu rechtfertigen, oder hält sie ge-
setzgeberische Maßnahmen zur Sicherung pa-
tientenautonomer Entscheidungen im Gebiet
der Lebendspende bei Ausschluss der Gefahr
einer Kommerzialisierung für notwendig?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Gudrun Schaich-Walch

vom 19. Juli 2001

Die Vorschriften des § 8 Abs. 1 TPG dienen dem Vorrang der post-
mortalen Organspende, dem Schutz des Lebendspenders, der Freiwil-
ligkeit der Lebendspende sowie der Vorbeugung gegen Organhandel.
Dies gilt insbesondere auch für die zusätzliche Voraussetzung des
§ 8 Abs. 1 Satz 2 TPG, nach der die Entnahme nicht regenerierungs-
fähiger Organe im Rahmen einer Lebendspende nur zulässig ist zum
Zwecke der Übertragung auf Verwandte ersten oder zweiten Grades,
Ehegatten, Verlobte oder andere Personen, die dem Spender in beson-
derer persönlicher Verbundenheit offenkundig nahestehen. Die Bun-
desregierung hat dazu in ihrer Antwort vom 23. April 1999 auf eine
Schriftliche Frage der Abgeordneten Christa Reichard Stellung ge-
nommen (Bundestagsdrucksache 14/868, S. 21/22), worauf ich Bezug
nehme.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss der 1. Kammer des
Ersten Senats vom 11. August 1999 über die Nichtannahme von drei
Verfassungsbeschwerden die Verfassungsmäßigkeit der Regelung des
§ 8 Abs. 1 Satz 2 TPG bestätigt und festgestellt, dass die mit der Vor-
schrift verfolgten Ziele, nämlich den Vorrang der postmortalen Organ-
spende deutlich zu machen, die Freiwilligkeit der Organspende sicher-
zustellen und jeder Form des Organhandels vorzubeugen, auf vernünf-
tigen Gründen des Allgemeinwohls beruhen und dazu beitragen, in
einem sensiblen Bereich wie der Transplantationsmedizin ein Höchst-
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maß an Seriosität und Rechtssicherheit herzustellen. Es hat zudem be-
stätigt, dass es ein legitimes Gemeinwohlanliegen ist, Menschen davor
zu bewahren, sich selbst einen größeren persönlichen Schaden zuzufü-
gen. Es hat sich außerdem zur Auslegung des § 8 Abs. 1 Satz 2 TPG
dahin gehend geäußert, dass eine besondere persönliche Verbunden-
heit sowohl innere als auch regelmäßig äußere Merkmale, wie eine
gemeinsame Wohnung oder häufige Kontakte, voraussetzt. Zwischen
den Personen, die sich in besonderer persönlicher Verbundenheit of-
fenkundig nahestehen, müsse ein Assoziationsgrad in äußerer und
innerer Hinsicht bestehen, bei dem sich – wie etwa bei Verwandten –
typischerweise die Vermutung aufstellen lässt, dass der Entschluss zur
Organspende ohne äußeren Zwang und frei von finanziellen Erwägun-
gen getroffen wurde.

Eine rechtsverbindliche Auslegung dieser und anderer gesetzlicher
Vorschriften kann im Streitfall nur durch die zuständigen Gerichte ge-
troffen werden. Unter diesem Vorbehalt geht die Bundesregierung da-
von aus, dass für die Zulässigkeit einer Überkreuz-Lebendspende die
gleichen Anforderungen gelten wie für die einfache Lebendspende.
Sie ist der Auffassung, dass die besondere persönliche Verbundenheit
im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 2 TPG nicht unabhängig von einer mög-
lichen Lebendspende entstanden sein muss, sondern diese Vorausset-
zung im Einzelfall auch dann erfüllt ist, wenn sich aus dem Anlass der
möglichen Lebendspende bis zum Zeitpunkt der Spende zwischen
dem (möglichen) Spender und dem (möglichen) Empfänger eine
regelmäßig über einen längeren Zeitraum gewachsene, auf Dauer an-
gelegte besondere persönliche Verbundenheit entwickelt hat. Sie ist
ferner der Auffassung, dass die bei einer Überkreuz-Lebendspende er-
folgende wechselseitige Organspende nicht den Tatbestand des Organ-
handels nach § 18 Abs. 1 in Verbindung mit § 17 TPG erfüllt.

Die Bundesregierung hält unter diesen Voraussetzungen eine Über-
kreuz-Lebendspende nach geltendem Recht für zulässig. Sie sieht an-
gesichts der noch relativen kurzen Geltung der gesetzlichen Regelung
und im Hinblick darauf, dass eine Überkreuz-Lebendspende Gegen-
stand einer Klage vor dem Bundessozialgericht ist, zurzeit keinen An-
lass für eine Änderung der Regelung.

59. Abgeordnete
Dr. Sabine

Bergmann-Pohl

(CDU/CSU)

Ist die derzeitige Regelung zur Absicherung
der Spender bei der Lebendspende-Transplan-
tation ausreichend, um den Spender insbeson-
dere für die unmittelbaren Operationsfolgen,
die nicht durch die Regelung des § 23 TPG
gedeckt sind, nämlich Todesfolge, Erwerbs-
unfähigkeit, Minderung der Erwerbstätigkeit,
Nachteile in der Altersversorgung sowie Nach-
teile für die Angehörigen, abzusichern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gudrun Schaich-Walch

vom 19. Juli 2001

Die Bundesregierung hält die geltende Regelung zur Absicherung der
Spender bei der Lebendspende-Transplantation für ausreichend.
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Das mit einer Lebendspende verbundene gesundheitliche Risiko ist
bei komplikationslosem Verlauf der Entnahme im Rahmen der gesetz-
lichen Krankenversicherung abgedeckt. So gehören die im Zusam-
menhang mit der Entnahme entstehenden Aufwendungen für die me-
dizinisch notwendige Behandlung des Lebendspenders zur Leistungs-
pflicht der Krankenkasse des Transplantationsempfängers und sind
deshalb von dieser zu tragen. Dazu gehören die Kosten der Operation
und stationären Behandlung, einer wegen der Spende erforderlichen
weiteren Heilbehandlung sowie die durch die Spende bedingten Auf-
wendungen des Lebendspenders, ggf. einschließlich Fahrtkosten und
Verdienstausfall. Eine später beim Lebendspender eintretende Be-
handlungsbedürftigkeit, deren Entstehung in keinem ursächlichen Zu-
sammenhang mit der Spende steht, fällt unter die Leistungspflicht der
Krankenkasse des Lebendspenders. Entsprechendes gilt für die Ab-
sicherung des gesundheitlichen Risikos des Lebendspenders im Rah-
men der privaten Krankenversicherung, ggf. in Verbindung mit einer
Beihilfe nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen.

Darüber hinaus sind Lebendspender von Organen, Organteilen und
Geweben kraft Gesetzes in der gesetzlichen Unfallversicherung versi-
chert (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 Buchstabe b des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch). Sie sind damit gegen das Risiko gesundheitlicher Schäden versi-
chert, die über die gesundheitliche Beeinträchtigung durch die Entnah-
me bei komplikationslosem Verlauf hinausgehen und in einem ursäch-
lichen Zusammenhang mit der Spende stehen. Dabei kann es sich um
Risiken handeln, die sich im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang
mit der Organentnahme verwirklichen (z. B. Infektion, Thrombose)
oder um solche, die eine spätere Behandlungsbedürftigkeit verursa-
chen, sofern sie ursächlich auf einen der Leistungspflicht der gesetz-
lichen Unfallversicherung unterliegenden Schaden bei der Entnahme
zurückzuführen sind. Eine versicherungsrechtliche Entschädigung für
die Überlassung des körpereigenen Gewebes selbst oder für mittelbare
Folgeschäden kann die gesetzliche Unfallversicherung nach ihrem
Entschädigungszweck (Grundgedanke einer Haftpflichtversicherung)
nicht übernehmen. Soweit die gesetzliche Unfallversicherung eintritt,
erbringt sie alle erforderlichen Leistungen im Rahmen der Heilbe-
handlung, der Rehabilitation und die Entschädigung (u. a. Verletzten-
und Hinterbliebenenrenten).

Im Übrigen haben rentenversicherte Lebendspender bei Gesundheits-
schädigungen bis hin zur Todesfolge auch Leistungsansprüche in der
gesetzlichen Rentenversicherung. Die Leistungsvoraussetzungen in
diesem Sozialversicherungszweig knüpfen nicht an der Ursache einer
Gesundheitsschädigung bzw. der Todesursache an, sondern hängen
ausschließlich von der Erfüllung der jeweiligen rentenversicherungs-
rechtlichen Voraussetzungen ab. Hat ein Rentenversicherter zum
Zeitpunkt des Eintritts einer Minderung der Erwerbsfähigkeit infolge
einer Gesundheitsschädigung die rentenversicherungsrechtlichen Vor-
aussetzungen erfüllt, besteht Anspruch auf eine Erwerbsminderungs-
rente. Hinterbliebene haben Anspruch auf eine Hinterbliebenenrente,
wenn der Verstorbene zum Zeitpunkt des Todes die rentenversiche-
rungsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt hatte.
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60. Abgeordnete
Dr. Sabine

Bergmann-Pohl

(CDU/CSU)

Hält die Bundesregierung die bestehenden Re-
gelungen zur Finanzierung der postmortalen
Organspende in regionalen Krankenhäusern
für ausreichend, um die Verfügbarkeit von
Spenderorganen zu gewährleisten, und ist die
Bundesregierung im Rahmen der Einführung
der fallbezogenen Diagnosegruppen, den so
genannten Diagnosis Related Groups (DRGs)
bereit, darauf hinzuwirken, dass Regelungen
für die Organspende vorgesehen werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Gudrun Schaich-Walch

vom 19. Juli 2001

Regelungen zur Finanzierung der Kosten der postmortalen Organ-
spende sind eine Voraussetzung dafür, dass die vorhandenen Möglich-
keiten zur postmortalen Organspende in den Krankenhäusern dauer-
haft wahrgenommen werden können; solche Regelungen können
jedoch nicht im Sinne der Frage „die Verfügbarkeit von Spenderorga-
nen gewährleisten“. Ob und in welchem Umfang Möglichkeiten zur
postmortalen Organspende gegeben sind, hängt zuallererst von der
Bereitschaft zur Organspende nach dem Tod ab. Sie ist ein Akt be-
wusst praktizierter Menschlichkeit, der anderen, schwer kranken Men-
schen die letzte Möglichkeit der Medizin schenkt, ihr Leben zu retten
oder ihre Gesundheit weitgehend wieder herzustellen; wer sich dafür
entscheidet, möchte Schwerkranken dadurch eine neue Lebenschance
geben. Die Bereitschaft dazu ist keine berechenbare Größe, sozusagen
als Ergebnis bestimmter Finanzierungsregelungen.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die entsprechend den Vor-
schriften der Bundespflegesatzverordnung und des Transplantations-
gesetzes getroffenen vertraglichen Regelungen zur Finanzierung der
im Zusammenhang mit einer postmortalen Organspende in den Kran-
kenhäusern erforderlichen Leistungen grundsätzlich angemessen sind.
Sie umfassen die Vergütung der bis zur Feststellung des Todes eines
Organspenders erbrachten Leistungen sowie die Abgeltung aller wei-
teren im Einzelfall erforderlichen Leistungen wie z. B. die Feststellung
des Todes und der anderen gesetzlichen Voraussetzungen einer Or-
ganentnahme, die Organentnahme, die Feststellung der medizinischen
Eignung des Spenders, die Feststellung der medizinischen Eignung
entnommener Organe zur Transplantation, ggf. die Gewebetypisie-
rung zur Feststellung der Histokompatibilität zwischen Spender und
Empfängern, die Konservierung und den Transport entnommener
Organe zu den Transplantationszentren, wo die Organe auf die durch
die Entscheidung der Vermittlungsstelle bestimmten Empfänger über-
tragen werden.

Mit dem GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000 wurde den Selbstver-
waltungspartnern (Deutsche Krankenhausgesellschaft, Spitzenverbän-
de der Krankenkassen, Verband der privaten Krankenversicherung)
vorgegeben, für alle voll- und teilstationären Leistungen – mit Ausnah-
me der Psychiatrie – ein DRG-Fallpauschalensystem zu entwickeln.

Rückschlüsse auf die Differenziertheit des künftigen deutschen DRG-
Fallpauschalenkatalogs innerhalb bestimmter Fachgebiete oder für

Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode Drucksache 14/6758– 43 –



bestimmte Patientengruppen lassen sich aus dem australischen AR-
DRG-System, für das sich die Selbstverwaltungspartner als Ausgangs-
grundlage für die Entwicklung entschieden haben, nicht ziehen. So-
weit dies erforderlich ist, muss das australische DRG-Fallpauschalen-
system bei seiner Übernahme an die deutschen Versorgungsverhält-
nisse angepasst werden. Auch die Selbstverwaltungspartner gehen von
einem notwendigen Anpassungsprozess an deutsche Verhältnisse aus.
Die Selbstverwaltungspartner nutzen das australische System als
Adaptionsgrundlage, das nach Durchführung der mit deutschen Ist-
Kosten-Daten durchzuführenden Kalkulation zu modifizieren ist. In-
dem die Selbstverwaltungspartner vereinbart haben, die DRG-Relativ-
gewichte auf Basis der Ist-Kosten einer Stichprobe von Krankenhäu-
sern zu kalkulieren, ist gewährleistet, dass auch die heutigen Kosten
der bis zur Feststellung des Todes eines Organspenders erbrachten
Leistungen sowie die Kosten bei Lebendspenden Eingang in das
DRG-Vergütungssystem finden. Die Kalkulation muss zeigen, ob eine
Bildung aufwandshomogener Gruppen in bestimmten Bereichen auf
Probleme stößt. Erst im Anschluss an die vor der DRG-Einführung
vorliegenden Kalkulationsergebnisse kann über den bestehenden Ent-
scheidungsbedarf in einzelnen Fachgebieten entschieden werden; dies
gilt auch für Organspenden.

61. Abgeordnete
Ursula

Heinen

(CDU/CSU)

Trifft es zu, dass die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung (KBV) im Zusammenhang mit
dem von ihr geplanten Umzug von Köln nach
Berlin bereits vertragliche Verpflichtungen hin-
sichtlich der Errichtung und des Bezuges von
Gebäuden in Berlin eingegangen ist, die im
Falle des Unterbleibens des Umzuges erhebli-
che Schadenersatzkosten nach sich zögen, ob-
wohl eine rechtskräftige Genehmigung der Sat-
zungsänderung noch nicht erteilt wurde, und
wenn ja, erfolgte das Vorgehen der KBV mit
Kenntnis und Billigung der Bundesregierung?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder

vom 25. Juli 2001

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) beabsichtigt im Zu-
sammenhang mit dem von ihr geplanten Umzug von Köln nach Berlin
– anders als die Bundesärztekammer und die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft – zunächst kein Eigentum an einer Immobilie in Berlin zu
erwerben, sondern sich auf den Abschluss eines Mietvertrages zu
beschränken. Eine entsprechende vertragliche Verpflichtung für die
Anmietung von Räumen ist die KBV bislang jedoch noch nicht ein-
gegangen.

62. Abgeordneter
Anton

Pfeifer

(CDU/CSU)

Wann wird die Bundesregierung einen Gesetz-
entwurf zur Neuregelung der vom Bundesver-
fassungsgericht für verfassungswidrig erklärten
gesetzlichen Regelung über den Nichtzugang
für freiwillig krankenversicherte Rentner zur
beitragsgünstigeren Pflichtversicherung vor-
legen, und in welcher Weise beabsichtigt die
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